
ANLEITUNGEN     (GESUCH     2026)  
ZUM     AUSFÜLLEN     DES     GESUCHS     UM   DIE   ZUWEISUNG     EINER  
GRUNDFLÄCHE     IN     DEN     GEFÖRDERTEN     WOHNBAUZONEN     

Vorwort:
Gegenständliche Anleitung sollte es Ihnen ermöglichen, die Gesuchsvorlage 2026 um Zuweisung 
einer Grundfläche in den geförderten Wohnbauzonen der Gemeinde St.Christina Gröden vollstän-
dig auszufüllen.

Es ist nicht     notwendig   weitere Unterlagen beizulegen, weil sämtliche Erklärungen in der Gesuchs-
vorlage in Form einer Ersatzerklärung   einer beeideten Bezeugungsurkunde (  Notorietätsurkunde)   
abgegeben werden. Jedoch sollten Sie sich der strafrechtlichen     Verantwortung     bei     Falscherklärun  -  
gen im Sinne des Art. 76 des D.P.R. vom 28.12.2000 Nr. 445 und des Art.495 des StGB bewusst 
sein.
Nach Genehmigung der endgültigen Rangordnung werden von den Zuweisungsberechtig-
ten alle notwendigen Unterlagen für die Verifizierung     der     Angaben   angefordert.
Eventuelle Falscherklärungen haben neben den strafrechtlichen Folgen natürlich den Aus-
schluss von der Zuweisung des Gesuchstellers zur Folge.

Hinweis: Die hier verwendete Unterteilung in Ziffern und Buchstaben bezieht sich immer auf die 
Unterteilung in der Gesuchsvorlage. Nachdem einige Punkte keiner zusätzlichen Erklärungen be-
dürfen, werden diese hier nicht eigens angeführt. 

Bestimmungen:
Landesgesetz Nr. 13 vom 17.12.1998 mit nachfolgenden Änderungen (geltende Fassung);
D.LH. vom 26. Jänner 2026, Nr. 3;  D.LH vom 29. Jänner 2026, Nr. 5;  
Gemeindeverordnung über die Zuweisung der Flächen für den geförderten Wohnbau Anlage zum 
Beschluss des Gemeinderates Nr. 12 vom 28.04.2026

ANLEITUNGEN:

I. Unter der Ziffer „I“ wird der Gesuchsteller aufgefordert zu erklären, dass er alle gesetzli-
chen Zulassungsvoraussetzungen für die Zuweisung von Flächen für den geförderten 
Wohnbau erfüllt.

siehe Art.45, Art.45bis, Art. 46bis, Art. 82 Absatz 5 des L.G. 13/1998
siehe Art.2 und Art.6 der Gemeindeverordnung

Wird     auch     nur     eine     der im Art. 45 des LG 13/1998     in     den     Buchstaben     von   „  a)  “   bis   „d  )  “   genann  -  
ten     Voraussetzungen     nicht     erfüllt,     muss     der     Gesuchsteller     ausgeschlossen     werden,     falls     nicht   
eine     der     Sonderregelungen      Anwendung     findet  . 
a) Art.45 Absatz 2 für Heimatferne ;
b) Art.45 Absatz 3 wer eine Wohnung an Verwandte in gerader Linie veräußert hat ;
c) Art.45 Absatz 4 falls ein Wohnbauförderungsgesuch abgelehnt wird;

Eine Wohnung gilt als „angemessen“, wenn die bewohnbare Nutzfläche für eine Person 
nicht kleiner als 28 Quadratmeter ist. Diese Fläche wird für jede weitere Person um 15 Qua-
dratmeter erhöht.

Eine Wohnung gilt als „leicht erreichbar“ wenn sie nicht mehr als 40 Kilometer vom Arbeits-
platz oder vom Wohnsitz des Gesuchstellers entfernt ist.

Für die Dauerhaftigkeit der Arbeitstätigkeit werden Unterbrechungen von insgesamt weniger 
als 120 Tagen nicht berücksichtigt.
Diese Voraussetzung findet für pensionierte, arbeitsunfähige und Gesuchsteller mit Behin-



derung keine Anwendung, ebensowenig für Gesuchsteller mit unterhaltsberechtigten Famili-
enangehörigen, die Unterhaltsbezahlungen beziehen.

II. Unter der Ziffer „II“  wird der Gesuchsteller aufgefordert zu erklären, welche Bevorzu-
gungskriterien hinsichtlich der Punktebewertung erfüllt.

a)   Als in eheähnlicher Beziehung lebend gelten:
 Zwei Personen, die in einer gemeinsamen Wohnung wohnen und gemeinsame Kinder 

haben;
 Zwei Personen verschiedenen Geschlechts, die seit mindestens zwei Jahren in einer 

gemeinsamen Wohnung wohnen;
 Zwei Personen, die gemeinsame Kinder haben und erklären, die Wohnung, die auf dem 

zuzuweisenden Bauland errichtet wird, gemeinsam beziehen zu wollen.

Gesuchsteller, die im Ansuchen um die Zuweisung den Umstand geltend machen, dass sie 
mit einer anderen Person in eheähnlicher Beziehung leben, erhalten den Grund gemeinsam 
mit der genannten Person zugewiesen, wenn diese ebenfalls die Voraussetzungen für die 
Zuweisung geförderten Baulandes besitzt.

III.  Faktor wirtschaftliche Leistungsfähigkeit  FWL

Antragsteller  müssen die Einheitliche Einkommens– und Vermögenserklärung EEVE der 
letzten zwei Vorjahre vorlegen mit Angabe des FWL. (I.S. des Art. 5 des Beschlusses der  
Landesregierung vom 28. November 2025, Nr. 1014, wird darauf hingewiesen, dass zur Er-
mittlung des FWL die durchschnittliche wirtschaftliche Leistungsfähigkeit („DWL“) der Fami-
liengemeinschaft der letzten beiden Jahre vor dem der Gesuchseinreichung zu berücksich-
tigen sind, wenn das Gesuch nach dem 30. Juni eingereicht wird und des vor- und drittletz-
ten Jahres vor dem der Gesuchseinreichung, wenn das Gesuch bis zum 30. Juni einge-
reicht wird.)
Der FWL laut EEVE  muss zwischen 1,50 und 7,50 liegen.

Hinweis :

Die Unterlassung der Vorlage eines für die Berechnung der Einheitlichen Einkommens – 
und Vermögenserklärung EEVE notwendigen Dokumentes oder Daten wird in diesem Fall 
als Falscherklärung gewertet und führt somit zum Ausschluss des Gesuchstellers von der 
Zuweisung.

Abgabetermin ist der 01.09.2026


